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Sg. Herr 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
Dr. Martin Bartenstein 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit  
Stubenring 1  
1011 Wien 
 

St.Pölten, 7. Jänner 2007 
 
Stellungnahme der IG Windkraft Österreich zum Begutachtungsentwurf der 
Ökostromgesetznovelle 2008 
 
Sehr geehrter Herr Minister! 
Zu dem vorliegenden Entwurf ist aus unserer Sicht folgendes Anzumerken:  
 
Sie haben in Ihrer Punktation, die Sie eine Woche vor der Begutachtung 
präsentierten, einige sehr positive Ansätze angekündigt. Etwa länger im Voraus 
planbare Tarife für mehr Planungssicherheit und längere Tariflaufzeiten. Diese 
Punkte wurden von uns sehr erfreut zur Kenntnis genommen. In dem 
vorliegenden Entwurf sind sie aber leider nur teilweise oder gar nicht enthalten. 
Insbesondere sind die Passagen, die in der Novelle 2006 die Planungs- und 
Investitionssicherheit drastisch eingeschränkt haben, nicht beseitigt worden. 
Abgesehen von unserer Ablehnung einer Deckelung des Fördervolumens und 
unserer Forderung für längere Laufzeiten der Tarife, ist die Reparatur dieser 
Punkte für mehr Planungs- und Investitionssicherheit nicht mit zusätzlichen 
Kosten verbunden. Sie würde nur die notwendige Sicherheit schaffen, damit das 
jeweils vorgesehene Förderkontingent auch tatsächlich abgeholt werden kann. Im 
Jahr 2007 konnten ja nur rund 12 % der zur Verfügung stehenden Mittel 
ausgeschöpft werden. 
 
Die wesentlichsten Punkte für uns sind:  
 
1. Die jährlich unbestimmte Degression der Tarife ist unverändert im Text 

enthalten (§ 11 Abs.1). Dadurch fehlt jegliche Planungssicherheit. Es muss der 
Tarif jährlich abgesenkt werden. Sind die Tarife einmal zu nieder, braucht man 
eine 2/3 Mehrheit um dies zu korrigieren.  

Dies ist der entscheidende Punkt betreffend Planungssicherheit. Nach unserer 
Ansicht sollte es statt einer verpflichtenden, unbestimmten Absenkung alle zwei 
bis drei Jahre eine Evaluierung der Tarife geben. Bei dieser werden die Tarife per 
Absenkung aber gegebenenfalls auch Erhöhung an die tatsächliche 
Kostensituation und den Zielerreichungsgrad angepasst. In den Jahren 
dazwischen kann man eine mit einem bestimmten Prozentsatz fix vorgegebene 
Degression vorschreiben.  
 
2. Für den Tarif ist weiterhin der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und nicht 

der Zeitpunkt der Antragstellung entscheidend. (§ 10a Abs. 5). Dies ist 
insbesondere mit der verpflichtenden, unbestimmten Degression 
problematisch. 

Für den Tarif sollte der Zeitpunkt der Antragstellung gelten.  
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3. Es gibt weiterhin keine durchgängige Reihung der 
Projekte. Wenn die Fördermittel in einem Jahr nicht ausreichen, bleibt das 
Projekt zwar ein Jahr in der Reihung, fällt dann aber heraus und muss neu 
eingereicht werden. Damit fällt man hinter die inzwischen eingereichten 
Projekte. (§ 10a Abs.7). Die Realisierung des Projektes ist dadurch stark 
gefährdet. 

Eine durchgängige Reihung über mehrere Jahre sollte eingeführt werden.  
 
4. Die Abnahmepflicht ist weiterhin nur „nach Maßgabe der vorhandenen Mittel“ 

gegeben.  (§ 10.Abs 1) 
Die Abnahmepflicht sollte uneingeschränkt gelten.  
 
5. Es gibt nur noch eine gesetzliche Tariflaufzeit von mindestens 10 Jahren (§ 

11. Abs. 2). Eine Verlängerung der Tariflaufzeit wird zwar in einer eigenen 
Verordnungsermächtigung für den Wirtschaftsminister geregelt (§ 11. Abs. 
2a), ist damit aber nicht gesetzlich verankert und damit unsicher. Auch die 
möglichen 13 bzw. 15 Jahre sind zu kurz. 

Die Tariflaufzeit sollte im Gesetz und nicht nur per Verordnungsermächtigung 
geregelt werden. Für Anlagen mit Brennstoffkosten sollte sie 20 Jahre und für alle 
anderen 15 Jahre betragen. 
Auch Altanlagen, die vor dem Ökostromgesetz gebaut wurden, sollten den Tarif 
mindestens 15 Jahre erhalten, wie dies vor dem Ökostromgesetz in vielen 
Landesverordnungen versprochen wurde. 

 
6. Es gibt weiterhin ein begrenztes jährliches Unterstützungsvolumen (Deckel), 

der zwar von 17 auf 21 Mio. aufgestockt werden soll, aber auch neue Kosten 
(Sonderunterstützung Biomasse) übernehmen soll.  

Wir sind gegen eine Deckelung bei den Förderungen für Ökostrom, da 
Ökostromanlagen wichtig für die Energieautonomie sind, unabdingbar für die 
Erreichung der CO2 Reduktionsverpflichtungen und volks- und 
betriebswirtschaftliche Vorteile bringen. Eine Begrenzung ist daher gerade in 
Zeiten extrem steigender fossiler Rohstoffpreise widersinnig.  
 
7. Die Abschaffung der Kontingentaufteilung auf die verschiedenen Technologien 

(außer PV) wird zwar grundsätzlich begrüßt, es werden aber im vorliegenden 
Entwurf dadurch die Risiken der unbestimmten Degression und der 
Abweisung der Projekte nach 1+1 Jahren (siehe oben) verstärkt.  

 
8. Die Option zur Selbstvermarktung wird ausdrücklich begrüßt. Leider sieht das 

derzeit vorgeschlagene System aber keine zusätzlichen Anreize (Bonus) vor. 
(§ 10a. Abs.10). Dadurch wird dieses Instrument, das wichtig für die 
„Heranführung an den Markt“ ist, kaum angenommen werden.  

 
9. Auch die Abschaffung der Zählpunktpauschale wird begrüßt. Hier sollte man 

eine bessere Ausweisung der weiter gegebenen Mehrkosten durch die 
Stromhändler vorsehen. 

 
Neben diesen Punkten verweisen wir auf die gemeinsam mit unseren 
Partnerverbänden erstellten Maßnahmenkatalog für eine Ökostromnovelle.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Mag. Stefan Hantsch 
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Maßnahmenkatalog für die 
Ökostromgesetznovelle 2007 

 
29. Juni 2007 

 
Folgende Aspekte sollten bei einer umfassenden Neugestaltung des 
Ökostromgesetzes berücksichtigt werden: 

1) Eine neue Zielsetzung muss im Einklang mit der 
europäischen Energie- und Klimaschutzpolitik und der 
Regierungserklärung stehen. 
 
Ist-Stand:  
Es gibt zwar im Ökostromgesetz ein Ziel 10% Ökostrom an der öffentlichen 
Netzabgabe zu erreichen, die Förderungen sind aber mit zusätzlich 17 Mio. Euro 
pro Jahr für Neuanlagen begrenzt.  Im Jahr 2007 wird bereits ein Anteil von 8,8 
% erreicht werden. Das 10% Ziel ist daher kein ambitioniertes Ziel, sondern ein 
Deckel. Mit den 17 Mio. Euro ist nur noch ein Fünftel des Ausbauvolumens 
möglich, das in den letzen Jahren umgesetzt wurde.  
Aufgrund des immensen Stromverbrauchszuwachses droht der Anteil 
erneuerbarer Energien drastisch zu fallen, derzeit liegt er schon unter 60%.  
 
Änderungsbedarf:  
Gesetzliche Verankerung der Ausbauziele für „sonstigen Ökostrom“ 
entsprechend des Regierungsübereinkommens  - 80% Strom aus Erneuerbarer 
Energie bis 2010 und 85% im Jahr 2020 am Gesamtstromverbrauch, 
Verdoppelung des Anteils Erneuerbarer Energie am Gesamtenergieverbrauch auf 
45% bis 2020. Sicherstellung der Erreichung der Vorgaben der EU Richtlinie für 
Strom aus Erneuerbaren Energie. Umsetzung der EU-Ziele, die von den Staats 
und Regierungschefs im März 2007  verbindlich festgelegt wurden – Erhöhung 
des Anteils Erneuerbarer Energie am Gesamtenergieverbrauch der EU auf 20% 
und eine CO2 Reduktion um 20 % bis zum Jahr 2020.  

Deckelungen stehen im Widerspruch zur Zielerreichung und sind daher 
abzulehnen 

Für die Erreichung der Klimaschutzziele und den Umbau unserer 
Energieversorgung in ein nachhaltiges, von unsicheren, ausländischen 
Energielieferungen unabhängiges System, sind enorme Anstrengungen 
notwendig. Das Gesetz soll diese Anstrengungen unterstützen und nicht 
behindern.  
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2) Investitionssicherheit  

Unbedingte Abnahmepflicht  

Ist-Stand: 
Eine Abnahmepflicht besteht nur „nach Maßgabe der vorhandenen Mittel“. Wenn 
im Finanzierungssystem des Ökostromgesetzes ein Fehler auftritt, haben die 
Investoren keinerlei Rechtsanspruch auf die versprochenen Tarife. 
 

Änderungsbedarf: 
Die Abnahmepflicht für Strom aus Erneuerbaren Energien muss unbedingt 
und nicht nur „nach Maßgabe etwaiger Fördermittel“ vorliegen. Der Gesetzgeber 
ist verantwortlich dafür, dass die Fördersysteme so ausgestaltet sind, dass sie 
auch funktionieren. Das Risiko für Fehler im System darf nicht auf die 
Ökostromanlagenbetreiber abgewälzt werden.  
 

Tarife 

Ist-Stand:  
Derzeit ist die Tariflaufzeit auf 10 bis 13 Jahre begrenzt. Danach bekommen die 
Anlagen nur noch den Marktpreis abzüglich Ausgleichsenergie. Das ist für die 
Weiterführung des Betriebes, auch bei Windkraft, zu wenig. Altanlagen droht 
somit das Aus.  
Anlagen mit Brennstoffeinsatz sind von der Entwicklung der Rohstoffkosten 
abhängig. Ein fix vorgegebener Tarif kann die Entwicklungen am Rohstoffmarkt 
nicht ausgleichen.  
 
Änderungsbedarf:  
20 Jahre Tariflaufzeit- Nachfolgetarif. Um eine Amortisation der 
Ökostromanlagen sicherzustellen, ist eine Tariflaufzeit von mindestens 20 Jahren 
erforderlich. Danach soll es eine Abnahmepflicht zum Marktpreis geben, oder 
dort, wo das nicht ausreicht, einen Nachfolgetarif. 
 
Indexanpassung (Valorisierung) 
Die Tarife für bereits bestehende Anlagen sind anhand von Brennstoff- und 
Preissteigerungsindizes anzupassen.  
 
Referenzertragsmodell und Größenstaffelung 
Für Windkraftanlagen ist ein Referenzertragsmodell sinnvoll, vgl. deutsches 
Erneuerbare Energien Gesetz (EEG), das die Tariflaufzeit (und damit die 
durchschnittliche Tarifhöhe) an die jeweilige Standortqualität anpasst.  
 
Bei Ökostromanlagen mit Brennstoffeinsatz ist ein produktionsabhängiges 
Zonenmodell, wie es schon bei der Kleinwasserkraft existiert, sinnvoll.  
Bei Ökostromanlagen, die ihre Produktion steuern können, sollte es zusätzlich 
auch ein reines Tagstrommodell geben. Dadurch kann beim Ausbau und beim 
Einsatz der Ökostromanlagen eine höhere energiewirtschaftliche Effizienz erreicht 
werden.  
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3) Planungssicherheit 
 

Ist-Stand:  
Derzeit bekommen nur die Anlagen einen Tarif, die nach dem Windhundprinzip in 
das kleine Kontingent fallen. Vorher müssen alle Genehmigungen abgewickelt 
werden. Wenn sie es schaffen, wissen sie bis zuletzt nicht, welchen Tarif sie 
bekommen, da der Tarif jedes Jahr und ohne Vorgabe abgesenkt werden muss. 
Auch für 2008 ist z.B. noch nicht klar, wie hoch der Tarif sein wird. Das gilt 
insbesondere auch für Kleinwasserkraftanlagen, für die ab 2008 keinerlei Tarife 
festgelegt wurden.   
 
Änderungsbedarf:  
Klarheit über Tarifhöhe schon in der Genehmigungsphase! In einem neuen 
Gesetz müssen alle Anlagen, die eine Genehmigung erhalten, auch einen Tarif 
bekommen. Es muss schon in der Genehmigungsphase klar sein, welchen Tarif 
man zu erwarten hat.  
Falls es eine Degression für neu in Betrieb gehende Anlagen gibt, muss diese 
vorhersehbar sein: Z.B. gibt es im EEG eine fixe Degression von 1 % jährlich.  
 

4) Keine Förderung fossiler Kraftwerke  
 

Ist-Stand:  
Im derzeitigen Gesetz ist die Förderung fossiler Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 
(„KWK-Förderung“) in einem Ausmaß von 2000 MWel vorgesehen, dadurch steigt 
der Erdgasverbrauch in Österreich um ein Drittel. Unter dem Titel „Öko“-
Stromförderung wird also der zusätzliche Ausstoß von 5 Millionen Tonnen CO2 
pro Jahr finanziell unterstützt.  
Außerdem ist die Stromerzeugung aus Erdgas von der Erdgasabgabe befreit. 
Österreich unterstützt damit in doppelter Hinsicht eine klimaschädliche 
Stromproduktion. 
 
Änderungsbedarf:  
Keine Förderung fossiler Energien im Ökostromgesetz! Auf Förderung von 
fossiler KWK soll entweder ganz verzichtet werden, oder (wenn sie einen 
Gesamtwirkungsgrad von mehr als 75% erreichen) in einem eigenen Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz geregelt werden.  
Die Einhebung der Erdgasabgabe auch in der Stromerzeugung brächte zwischen 
150 und 200 Millionen Euro, die zusätzlich für die Ökostromförderung zur 
Verfügung stünden.  
 

5) Vereinfachung des Finanzierungssystems  
 

Ist-Stand:  
Derzeit werden die Förderungen über zwei Schienen eingehoben 
(Verrechnungspreis und Zählpunktpauschale): Dieses System ist nicht nur 
kompliziert, die Zählpunktpauschale hat sich auch für Verbraucher und 
insbesondere für die Erzeuger als ungerecht herausgestellt 
(Ökostromproduzenten finanzieren ihre eigene Förderung mit).  
 

23/SN-148/ME XXIII. GP - Stellungnahme zum Entwurf elektronisch übermittelt 5 von 7

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



 4 

 
Änderungsbedarf:  
Wegfall der Zählpunktpauschale! Sinnvoll ist die Vereinfachung des 
Finanzierungssystems durch Beseitigung der Dualität. Die gesamte Förderung 
soll über den Verrechnungspreis abgewickelt werden. Dann würde auch der 
Beihilfentatbestand wegfallen.  
 

6) Möglichkeit zu Selbstvermarktung von Strom 
 

Ist-Stand:  
Derzeit gibt es keinen Anreiz für die Ökostromerzeuger, selbst ihren Strom am 
freien Markt anzubieten.  
 
Änderungsbedarf:  
Wahlmöglichkeit zur Selbstvermarktung mit Bonus! Um Ökostromerzeuger 
an den Mark heranzuführen, sollte es einen Anreiz geben, Strom am freien Markt 
selbst zu verkaufen. Es sollte daher eine Wahlmöglichkeit geschaffen werden, ob 
ein Ökostromerzeuger seinen Ökostrom (oder einen Teil davon) weiterhin an die 
Ökostromabwicklungsstelle abgibt, oder ob er für die Vermarktung des Stromes 
selbst sorgt und aus dem Fördersystem nur noch einen Bonus bekommt, der 
einen Anreiz für die Selbstvermarktung gibt. Der Bonus orientiert sich unter 
anderen an vermiedenen Kosten für das Ökostromförderregime. Ein solches 
System besteht seit mehreren Jahren erfolgreich in Spanien.  
 

7) Netzanschluss 
 

Ist-Stand:  
Derzeit zahlen die Ökostrombetreiber auch den Ausbau des vorgelagerten 
Netzes. Artikel 7 der Richtlinie für Strom aus Erneuerbare Energie, der einen 
Vorrang für Erneuerbare Energie im Höchstspannungsnetz vorsieht, ist nicht 
umgesetzt.  
 
Änderungsbedarf:  
Vorrangiger Netzzugang für Ökostrom! Für Ökostromanlagen muss es eine 
vorrangigen Netzzugang sowie eine klare Regelung geben, welche Kosten vom 
Ökoanlagenbetreiber und welche vom Netzbetreiber zu tragen sind 
(Netzzutritt/Netzverstärkung). Für die Verstärkung bzw. den Ausbau der 
vorgelagerten Netze hat der Netzbetreiber aufzukommen. Diese Kosten sind 
Österreichweit umzulegen. Den direkten Netzanschluss zahlt der 
Ökostrombetreiber. (Vgl. mit Situation in D) 
Sollten Netze überlastet sein, muss Ökostrom Vorrang haben. Für 
Übertragungsnetze muss der klare Vorrang für Erneuerbare Energien gemäß 
Artikel 7 der Richtlinie für Strom aus Erneuerbare Energie umgesetzt werden.  
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8) Effizienz 
 

Ist Stand:  
Derzeit werden fossile KWK - Anlagen und mittelgroße Wasserkraftwerke mit 
Investitionsförderungen unterstützt. Investitionsförderungen sind ineffizient: 
Wenn der Marktpreis (wie üblich) steigt, sinkt der Förderbedarf. 
Investitionsförderungen werden aber am Anfang ausbezahlt. Ein späterer 
Marktpreisanstieg ist ein zusätzliches „Körberlgeld“ für den Betreiber. Der 
Fördergeber hätte weniger fördern müssen. Bei Einspeisetarifen besteht die 
Förderung nur aus der Differenz zwischen Marktpreis und Tarif und wird dadurch 
im Normalfall laufend geringer.   
 
Änderungsbedarf:  
Einspeisetarife statt Investitionsförderungen! Förderungen sollen 
grundsätzlich nur noch über Einspeise- oder Mindesttarife abgewickelt werden. 
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